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Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen,
liebe ESD-Mitglieder in Rheinland-Pfalz,

am 22. März 2026 wird in Rheinland-Pfalz ein 
neuer Landtag gewählt. Für Soloselbständige 
sowie Inhaber kleinster und kleiner Unter-
nehmen ist diese Wahl im Alltag o�  näher, als 
man denkt: Viele Rahmenbedingungen – von 
Verwaltungspraxis über Förderkulissen bis zu 
Infrastruktur- und Standortentscheidungen – 
werden im Land vorbereitet, gesteuert und vor 
Ort umgesetzt. Rheinland-Pfalz ist wirtscha� -
lich breit aufgestellt und stark mittelständisch 
geprägt. Neben Handwerk, Dienstleistung 
und Industrie spielen insbesondere Weinbau, 
Tourismus sowie die vielen inhabergeführten 
Betriebe in ländlichen Regionen eine zentrale 
Rolle für Beschä� igung und regionale Wert-
schöpfung.
Mit dem ESD-KMU-Wahlcheck möchten wir 
Ihnen eine gut lesbare Orientierung geben, 

welche konkreten Aussagen die Parteien in 
ihren Programmen tre� en und was das aus 
Sicht unserer Zielgruppe bedeuten kann. Die 
Auswertung der Programme wurde dabei auch 
durch Künstliche Intelligenz unterstützt. Wir 
arbeiten überparteilich und unabhängig und 
betrachten die Programme konsequent aus der 
Perspektive von Soloselbständigen sowie In-
habern kleinster und kleiner Unternehmen in 
Rheinland-Pfalz. 
Rheinland-Pfalz ist für den ESD dabei ein be-
sonders wichtiges Mitgliederland – wir haben 
hier viele Mitglieder und angeschlossene Or-
ganisationen, weshalb uns eine praxistaugli-
che, verlässliche Landespolitik für Unterneh-
merinnen und Unternehmer besonders am 
Herzen liegt.



Bündnis 90/Die Grünen
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Wirtscha� spolitische Aus-
richtung: verbindet Kli-
maschutz und wirtscha� -
liche Transformation 

mit gezielten Landesinvestitionen in Infra-
struktur, Mobilität und Energie. Sie setzt auf 
eine „ökologisch-ökonomische“ Moder-
nisierung, die Unternehmen Planungssi-
cherheit im Wandel geben und gleichzeitig 
Innovationen im Bereich erneuerbare Ener-
gien und nachhaltige Technologien fördern 
soll. Der Ausbau klimafreundlicher Mobi-
lität und resilienter Versorgungsstruktu-
ren bildet dabei einen zentralen Baustein.

Biogra� e: geboren 1976 in Mainz, ist seit 2021 
Ministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie 
und Mobilität in Rheinland-Pfalz. 2025 wurde 
sie von ihrer Partei zur Spitzenkandidatin für 
die Landtagswahl 2026 gewählt.

FDP
���������������

Wirtscha� spolitische Aus-
richtung: vertritt eine wirt-
scha� sliberale Linie mit 
klarem Fokus auf Wettbe-

werbsfähigkeit, Stärkung des Mittelstands und 
praxisnahe Regulierung. Zentrale � emen sind 
der Ausbau von Infrastruktur und Verkehr, 
technologieo� ene Innovationspolitik sowie 
eine Entlastung von Unternehmen durch e�  zi-
ente Verwaltungsprozesse. Die FDP betont zu-
dem die Bedeutung von Gründungsförderung 
und unternehmerischer Eigenverantwortung.

Biogra� e: geboren 1972 in Alzey, ist seit 2021 
Ministerin für Wirtscha� , Verkehr, Landwirt-
scha�  und Weinbau in Rheinland-Pfalz. 2025 
wurde sie zur Landesvorsitzenden der FDP ge-
wählt. 2026 tritt sie als Spitzenkandidatin ihrer 
Partei bei der Landtagswahl an.
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Wirtscha� spolitische Aus-
richtung: betont die Stär-
kung von Standort- und 
Wettbewerbsfähigkeit, eine 

konsequente Verwaltungsmodernisierung so-
wie eine unternehmensfreundlichere Landes-
politik. Im Fokus stehen schnellere Geneh-
migungsverfahren, der Abbau bürokratischer 
Hürden und bessere Rahmenbedingungen für 
Mittelstand und Industrie. Zudem setzt er auf 
Investitionsanreize, leistungsfähige Infrastruk-
tur und eine engere Verzahnung von Wirt-
scha�  und Bildung zur Fachkrä� esicherung.

Biogra� e: geboren 1975, seit 2016 Mitglied des 
Landtags Rheinland-Pfalz. Seit 2023 CDU-
Fraktionsvorsitzender und Oppositionsfüh-
rer, 2024 zum Landesvorsitzenden gewählt. 
Er führt die CDU als Spitzenkandidat in die 
Landtagswahl 2026.

SPD
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Wirtscha� spolitische Aus-
richtung: steht für staat-
lich � ankierte Moder-
nisierung mit Blick auf 

Transformation, Digitalisierung und nach-
haltige Standortentwicklung. Schwer-
punkte sind Arbeitsmarktpolitik, Fach-
krä� esicherung und die Unterstützung von 
Unternehmen im Strukturwandel. Die SPD 
verbindet wirtscha� liche Entwicklung mit 
sozialpolitischen Leitlinien und Investitio-
nen in Bildung, Infrastruktur und Innovation.

Biogra� e: geboren 1973 in Landau in der Pfalz, 
seit dem 10. Juli 2024 Ministerpräsident von 
Rheinland-Pfalz. Zuvor Fraktionsvorsitzender 
der SPD im Landtag und Minister. 2026 tritt 
er erstmals als SPD-Spitzenkandidat zur Land-
tagswahl an – als amtierender Regierungschef.
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Über den Europaverband 
der Selbständigen - 
Deutschland (ESD) e.V.

Der Europaverband der Selbständigen 
– Deutschland (ESD) e.V. ist die partei-
unabhängige Interessenvertretung für 
Soloselbständige sowie Inhaber kleins-
ter, kleiner und mittelständischer Unter-
nehmen (KMU) in Deutschland. Als 
branchenübergreifender Dachverband 
bündelt der ESD zudem die Interessen 
von Gewerbe-, Branchen- und Wirt-
scha�sverbänden, Innungen und weite-
ren Selbständigen-Organisationen.

Über 98 Prozent der in Deutschland re-
gistrierten Unternehmen zählen zu den 
kleinen und mittelständischen Unter-
nehmen – darunter Kleinstbetriebe, in-
habergeführte Unternehmen und Solo-
selbständige. Sie sichern Arbeits- und 
Ausbildungsplätze und tragen wesent-
lich zur regionalen Wertschöpfung, 
Innovationskra� und wirtscha�lichen 
Stabilität bei. Gerade in Rheinland-Pfalz 
prägen sie – von ländlichen Räumen 
bis zu den wirtscha�sstarken Zentren 
– maßgeblich die Standortqualität des 
Landes.

Der ESD engagiert sich bundesweit 
und bringt die Interessen von Soloselb-
ständigen sowie kleinsten und kleinen 
Unternehmen auch auf Landesebene 
aktiv in politische Entscheidungsprozes-
se ein, beteiligt sich an Konsultationen 
und sucht den konstruktiven Dialog mit 
politischen Entscheidungsträgern vor 
Ort. Ziel des ESD ist eine selbständigen-
freundliche, praxistaugliche und verläss-
liche Politik – auf Bundes- wie auf Lan-
desebene.

überparteilich – unabhängig – kompetent

www.esd-ev.de
www.facebook.com/esd.ev
www.x.com/ESD_eV
www.linkedin.com/company/esd-ev

AfD
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Wirtscha�spolitische Ausrich-
tung: ordnet Wirtscha�spoli-
tik stark energie- und migrati-
onspolitischen Leitlinien unter 

und setzt auf eine deutlich veränderte Kursset-
zung gegenüber der bisherigen Landespolitik.

Biogra�e: geboren 1977 in Koblenz, seit 2016 
Mitglied des Landtags, seit 2022 AfD-Landes- 
und Fraktionsvorsitzender; 2026 Spitzenkan-
didat.

Die Linke
���������������

Wirtscha�spolitische Aus-
richtung: setzt auf soziale 
Leitplanken in Bereichen wie 
Wohnen, Daseinsvorsorge 

und Teilhabe sowie auf eine stärkere Umver-
teilungs- und Schutzlogik in der Landespolitik.

Biogra�e: Landesvorsitzende der Linken in 
Rheinland-Pfalz und laut Partei Spitzenkandi-
datin zur Landtagswahl 2026; beru�icher Hin-
tergrund in der IT-Beratung wird parteiintern 
hervorgehoben.

Freie Wähler
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Wirtscha�spolitische Aus-
richtung: betont eine mit-
telstandsorientierte Politik 
mit starkem Fokus auf kom-

munale Selbstverwaltung, Bürokratieabbau 
und praxistaugliche Rahmenbedingungen für 
Handwerk und kleine Unternehmen.

Biogra�e: geboren 1962 in Lahnstein, Jurist; 
von 2017 bis 2024 Bürgermeister der Ver-
bandsgemeinde Bitburger Land, zuvor lang-
jähriger Kommunalpolitiker; seit 2024 Mit-
glied des Europäischen Parlaments (MdEP) für 
die Freien Wähler.
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Kleinstbetriebe verlieren unverhältnismä-
ßig viel Zeit durch die wiederholte Einrei-
chung identischer Unterlagen (Registeraus-
züge, Unbedenklichkeitsbescheinigungen, 
Versicherungsnachweise, Eigenerklärungen). 
Rheinland-Pfalz soll verbindlich festlegen: 
Nachweise werden digital einmal hinter-
legt und für Landes- und Kommunalverfah-
ren wiederverwendet. Das reduziert Rück-
fragen, Medienbrüche und Fehlerkosten 
– gerade für Betriebe ohne eigene Verwaltung.
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Viele Geschä� smodelle in Rheinland-
Pfalz sind lokal geprägt (Dienstleistung, 
Handwerk, Gastronomie, Veranstaltun-
gen, Direktvermarktung). Entscheidend ist 
Tempo bei Sondernutzungen, Aufstellge-
nehmigungen, Außenwerbung oder Markt-
ständen. Forderung: ein verbindlicher Rück-
melde-Standard (z. B. binnen 48 Stunden: 
„vollständig / fehlt X / zuständig ist Y“) so-
wie eine digitale Statusanzeige. Keine neue 
Bürokratie, sondern planbare Abläufe.
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Rheinland-Pfalz braucht ein niedrigschwelli-
ges Instrument für Kleinstinvestitionen: eine 
pauschalierte Fixbetragsförderung für Digita-
lisierung, IT-Sicherheit, Werkzeuge, energie-
e�  ziente Geräte oder Fuhrpark-Teilausstat-
tung. KMU benötigen keine Großprogramme, 
sondern kleine, schnelle und nachvollziehbare 
Hilfe mit stark reduzierten Nachweisp� ichten.
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Große Ausschreibungen schließen Kleinstbe-

triebe o�  faktisch aus. Das Land sollte Losbil-
dung als Regelfall festschreiben, ergänzt durch 
vereinfachte E-Vergabe für Kleinau� räge (klare 
Leistungsbeschreibung, kurze Formulare, ange-
messene Eignungsnachweise). Ergebnis: mehr 
Wettbewerb, stärkere regionale Wertschöp-
fung und echte Chancen für kleine Anbieter.
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In ländlichen Räumen und Tallagen kommt 
Netzausbau o�  nicht am tatsächlichen Arbeits-
ort an. Ausbaupriorität sollte für Gewerbege-
biete, Ortskerne und wohnortnahe Arbeits-
plätze gelten. Für Soloselbständige sowie kleine 
und mittelständische Unternehmen entschei-
det das über Erreichbarkeit, Cloud-Arbeit, 
Kartenzahlung und � exible Arbeitsmodelle.
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Kleinbetriebe brauchen funktionierende Ver-
mittlung statt Hochglanzstrategien: regio-
nale Matching-Formate, niedrigschwellige 
Teilquali� zierungen, Ausbildungsverbün-
de sowie praxisnahe Anerkennungs- und 
Nachquali� zierungswege mit Beratung, die 
auf Betriebe ohne Personalabteilung zuge-
schnitten ist. Ziel: schneller „� t for job“, we-
niger Papier, mehr Ankommen im Betrieb.
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Rheinland-Pfalz hat viele inhabergeführte Be-
triebe, deren Nachfolge scheitert, bevor För-
derung grei� . Gefordert ist eine Landesinitia-
tive, die Gründung und Nachfolge gemeinsam 
denkt: unkomplizierte Erstberatung, digitale 
One-Stop-Anlaufstelle, standardisierte Muster-
prozesse und mehr Sichtbarkeit von Selbstän-
digkeit in Schulen und Hochschulen. 

Forderungen des ESD e.V.
für Rheinland-Pfalz
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Die Landtagswahl 2026 in Rheinland-Pfalz 
steht vor der Tür und mit ihr die Frage, wel-
che wirtscha� spolitischen Weichen in den 
kommenden fünf Jahren gestellt werden. Für 
Soloselbständige sowie kleine und mittelstän-
dische Unternehmen (KMU) sind die Ent-
scheidungen auf Landesebene von zentraler 
Bedeutung. Ob Förderprogramme, Bildungs- 
und Fachkrä� epolitik, Energieversorgung, In-
frastruktur, Weinbau- und Tourismuspolitik 
oder Bürokratieabbau – viele der Rahmenbe-
dingungen, die den unternehmerischen Alltag 
prägen, werden maßgeblich im Land gestaltet.

Gerade in einem Flächenland mit starkem 
Mittelstand wie Rheinland-Pfalz kommt klei-
nen und inhabergeführten Betrieben eine 
besondere Rolle zu. Handwerk, Industrie, 
Weinbau, Tourismus, Handel, Dienstleis-
tungsunternehmen, Start-ups und Freiberuf-
ler bilden das wirtscha� liche Rückgrat des 
Landes. Sie sichern Arbeitsplätze in Städten 
wie im ländlichen Raum, sorgen für regio-
nale Wertschöpfung und tragen maßgeblich 
zur Stabilität der Wirtscha�  bei. Gleichzei-
tig stehen sie vor großen Herausforderungen: 
steigende Energie- und Personalkosten, Fach-

krä� emangel, zunehmende Dokumentations-
p� ichten sowie die Anforderungen der di-
gitalen und ökologischen Transformation.

In dieser Auswertung haben wir die Wahl-
programme der relevanten Parteien dar-
au� in analysiert, welche konkreten Maß-
nahmen sie für Soloselbständige und KMU 
vorsehen. Unser Fokus liegt dabei auf zen-
tralen � emen wie wirtscha� sfreundliche 
Verwaltungsstrukturen, Förderinstrumente 
des Landes, Vergabepraxis, Digitalisierung, 
Fachkrä� esicherung, soziale Absicherung 
sowie dem Abbau bürokratischer Hürden.

Diese Übersicht soll Unternehmerinnen 
und Unternehmern eine sachliche Orien-
tierung bieten und Transparenz scha� en: 
Welche Partei setzt welche Schwerpunkte? 
Wo liegen Chancen, wo mögliche Risiken 
für die Selbständigen in Rheinland-Pfalz?

Denn eine starke Wirtscha�  in Rheinland-
Pfalz braucht klare, verlässliche und mittel-
standsfreundliche Rahmenbedingungen – ge-
rade für die vielen kleinen Betriebe, die das 
Land tragen.

Die Parteien auf dem Prüfstand
Wer ist am ehesten auf der Seite der 
kleinen und mittelständischen 
Unternehmen?
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Programmtitel: 
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Umfang: 123 Seiten
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Wirtscha� sförderung / Standortpolitik
» Gründung einer „Standortgesellscha�  

Rheinland-Pfalz“ als zentrale Anlaufstelle 
für ansiedlungswillige Unternehmen; Bün-
delung von Ansiedlungsberatung, Förder-
mittelunterstützung und Gründungsförde-
rung. (S. 27)

» Gewerbe� ächen-Turbo zur schnelleren 
Planung und Nutzung von Gewerbe- und 
Industrie� ächen; beschleunigte Verfahren 
und Bürokratieabbau für Großansiedlun-
gen. (S. 27)

» Stärkung des Instruments der Landesbürg-
scha� en zugunsten von Unternehmen in 
der Transformation. (S. 11)

» Wirtscha� spolitik mit Fokus auf Investi-
tionen, Bürokratieabbau und Innovations-
förderung, Ausbau von Gewerbe� ächen, 
Modernisierung von Straßen, Brücken und 
Häfen sowie Ausbau der digitalen Infra-
struktur. (S. 8)

Bürokratieabbau / Verwaltung
» Umsetzung des Pakts für Planungs-, Ge-

nehmigungs- und Umsetzungsbeschleu-
nigung; weitere Bürokratieabbau-Pakete; 
Vereinfachung von Verfahren und digitale 
Abläufe. Besonders Gründerinnen, Grün-
der sowie kleine und mittlere Unterneh-
men sollen pro� tieren. (S. 27)

» Förderprogramme für Start-ups, Selbstän-
dige und mittelständische Unternehmen 
sollen schlanker, digitaler und unbürokra-
tischer gestaltet werden; Einrichtung einer 
zentralen Förderplattform. (S. 28)

Arbeitsrecht / Tari� indung
» Einführung eines modernen Tari� reuege-

setzes und Stärkung der Mitbestimmung. 
(S. 8)

Ausbildung / Fachkrä� e / Handwerk
» Unterstützung von Unternehmen bei der 

Ausbildung benachteiligter Jugendlicher; 
Einsatz auf Bundesebene für einen Einglie-
derungszuschuss als dauerha� es Regelinst-
rument. (S. 32)

» Gezielte Förderung der Verbundausbil-
dung; Unterstützung der überbetrieblichen 
Ausbildungszentren der Handwerkskam-
mern. (S. 32)

» Weiterentwicklung und Stärkung des Auf-
stiegsbonus; langfristiges Ziel einer gebüh-
renfreien Meisterausbildung. (S. 32)

» Weiterbildungso� ensive gemeinsam mit 
Unternehmen, Gewerkscha� en und Wei-
terbildungsorganisationen. (S. 32)

Digitalisierung / Innovation
» Investitionen in Zukun� stechnologien wie 

Künstliche Intelligenz, Robotik, Wasser-
sto�  und Biotechnologie; Ausbau der digi-
talen Infrastruktur. (S. 8)

» Investitionen in Hochschulen und For-
schungsstrukturen zur Stärkung des Inno-
vationsökosystems. (S. 23)

Infrastruktur / Mobilität
» Investitionen in Straßen, Brücken, Bahn-

höfe und digitale Netze im Rahmen des 
Rheinland-Pfalz-Plans. (S. 6)

» Investitionsschub für Landesstraßen, Brü-
cken und Radwege, insbesondere im länd-
lichen Raum. (S. 97)

Energie / Klimapolitik
» Einführung eines Bürgerenergiegesetzes: 

Gemeinden im Umfeld von Wind- und So-
laranlagen werden verbindlich an den Er-
trägen beteiligt. (S. 12)

­����������������
�������
(nur ausdrücklich genannte Maßnahmen mit 
Belastungscharakter)
» Einführung eines modernen Tari� reuege-

setzes. (S. 8)
» Bürgerenergiegesetz mit verbindlicher Be-

teiligung von Gemeinden an Erträgen von 
Wind- und Solaranlagen. (S. 12)

Weitere ausdrücklich benannte Steuererhö-
hungen, neue Abgaben, Umlagen oder zu-
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sätzliche gesetzliche P� ichten mit � nanzieller 
Wirkung für Unternehmen werden im vorlie-
genden Programm nicht konkret ausgewiesen.

Programmtitel: 
�������������������	�������������
������

Umfang: 64 Seiten
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Steuern und Abgaben
» „Wir werden die Grunderwerbsteuer auf 

3,5 Prozent senken.“ (S. 18)
» „Wir setzen uns für die vollständige Ab-

scha� ung des Solidaritätszuschlags ein.“ (S. 
18)

» „Die Gewerbesteuer wollen wir nicht erhö-
hen.“ (S. 18)

» „Wir werden keine neuen Landessteuern 
einführen.“ (S. 18)

Bürokratieabbau / Verwaltung
» „Wir werden ein Bürokratieabbaugesetz für 

Rheinland-Pfalz vorlegen.“ (S. 22)
» „Landesrechtliche Regelungen werden wir 

systematisch auf Entbehrlichkeit überprü-
fen.“ (S. 22)

» „Für jede neue landesrechtliche Regelung 

sollen mindestens zwei bestehende Rege-
lungen abgescha�   werden.“ (S. 22)

» „Genehmigungsverfahren werden wir be-
schleunigen und digitalisieren.“ (S. 23)

Vergaberecht / Ö� entliche Au� räge
» „Wir werden das Landesvergaberecht ver-

einfachen.“ (S. 26)
» „Mittelständische Unternehmen sollen ei-

nen besseren Zugang zu ö� entlichen Auf-
trägen erhalten.“ (S. 26)

Energie / Klimapolitik
» „Wir setzen auf technologieo� ene Energie-

politik.“ (S. 34)
» „Wir werden Planungs- und Genehmi-

gungsverfahren für Energieprojekte be-
schleunigen.“ (S. 35)

» „Die Nutzung von Photovoltaik wollen wir 
weiter ausbauen.“ (S. 36)

Digitalisierung
» „Wir werden die Digitalisierung der Ver-

waltung konsequent vorantreiben.“ (S. 40)
» „Behördengänge sollen digital möglich 

sein.“ (S. 40)
» „Der Ausbau der digitalen Infrastruktur 

hat für uns höchste Priorität.“ (S. 41)

Fachkrä� e / Arbeitsmarkt
» „Wir werden die beru� iche Bildung stär-

ken.“ (S. 48)
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» „Wir setzen uns für eine bessere Anerken-
nung ausländischer Berufsabschlüsse ein.“ 
(S. 49)

» „Wir wollen die duale Ausbildung attrakti-
ver machen.“ (S. 48)

Förderung / Wirtscha� spolitik
» „Wir werden den Mittelstand gezielt för-

dern.“ (S. 30)
» „Förderprogramme des Landes sollen un-

bürokratischer gestaltet werden.“ (S. 31)
» „Existenzgründungen werden wir stärker 

unterstützen.“ (S. 32)

­����������������
������
Im Wahlprogramm werden keine Erhöhungen 
von Steuern oder Abgaben, keine Einführung 
neuer Umlagen, keine zusätzlichen gesetz-
lichen P� ichten mit � nanzieller Wirkung für 
Unternehmen sowie keine Ausweitungen be-
stehender Belastungen für Unternehmen oder 
Selbständige ausdrücklich genannt.

Programmtitel: 
��������������
Umfang: 94 Seiten 
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Bekenntnis zur sozialen Marktwirtscha�  (S. 
30)
» „Die AfD bekennt sich zur sozialen Markt-

wirtscha� .“

Bürokratieabbau
» Unternehmen von Bürokratie entlasten 

(S. 32): Einrichtung eines „unabhängigen 
Normenkontrollrats“, der bestehende und 
neue Regelungen überprü� ; „Für jede neue 
Regelung werden zwei alte gestrichen.“

» Allgemeine Zuweisungen statt Förderbüro-
kratie (S. 59): Kommunen sollen „Zuwei-
sungen ohne Zweckbindung“ erhalten; Die 
„bisherige Förderbürokratie“ soll entfallen.

Steuern und Abgaben
» Leitbild: Bürger und Betriebe entlasten (S. 

60): „Bestehende Steuern [sollen] gesenkt 
oder abgescha�   werden. Neue Steuern 
werden nicht eingeführt.“: 

» Steuerreformen im Bundesrat (S. 32–33): 
Abscha� ung der Gewerbesteuer; Ersatz 
durch kommunalen Zuschlag auf Körper-
scha� - bzw. Einkommensteuer; Verein-
fachung von Abschreibungen; Steuerliche 
Förderung von Forschung und Entwick-
lung.

» Grundsteuern und Gewerbesteuer ab-
scha� en (S. 61–62): Einsatz auf Bundes-
ebene für Abscha� ung von Grundsteuern 
und Gewerbesteuer; Ersatz durch höheren 
Gemeindeanteil an Einkommensteuer bzw. 
kommunalen Zuschlag.

» Grunderwerbsteuer – Freibetrag für 
Selbstnutzer (S. 61): Einführung eines 
Freibetrags auf die Grunderwerbsteuer für 
selbstgenutztes Wohneigentum; Perspekti-
vische Au� ebung der Grunderwerbsteuer 
für Selbstnutzer.

» Keine Verpackungssteuer (S. 61): Die Ver-
packungssteuer soll in rheinland-pfälzi-
schen Städten und Gemeinden „nicht ein-
geführt werden“.

» Abscha� ung der Schankerlaubnissteuer (S. 
35): „Sofortige Abscha� ung der Schanker-
laubnissteuer.“

» Mehrwertsteuer im Gastgewerbe (S. 35):  
Unterstützung der Forderung, die Mehr-
wertsteuer auf Speisen und Getränke auf 7 
% zu senken.

Mittelstand und KMU fördern
» Gesetzesvorhaben, die KMU betre� en, sol-

len vorab einem „Praxis-Check“ unterzo-
gen werden.

» Umsetzung von EU- oder Bundesrecht 
auf Mindestvorgaben beschränken; „keine 
Verschärfung zulasten von Unternehmen“.

» Mindestfördersummen bei der GRW sen-
ken; Handwerksbetriebe berücksichtigen.

Unternehmensgründung und -nachfolge
» Gründerstipendien ausweiten (S. 33): 

Deutliche Verbesserung und Ausweitung 
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der Gründerstipendien.“: Junggründer-/
Start-Up-Beau�ragter zur Vernetzung von 
Gründern und Investoren.

» Handwerksmeister-Gründerstipendien 
(S. 33): Spezielle Gründerstipendien für 
Handwerksmeister, die sich selbstständig 
machen wollen.

» Unternehmensnachfolge erleichtern (S. 
33): Bürokratieabbau; Forderung nach 
wirtscha�sfreundlicher Ausgestaltung 
steuerlicher Regelungen zur Unterneh-
mensnachfolge.

» Risikokapital-Fonds für Start-Ups (S. 33: 
Bessere Ausstattung von Risikokapital-
Fonds für Start-Ups; professionelle, staats-
ferne Verwaltung.

Ö�entliche Ausschreibungen vereinfachen (S. 
36)
» Forderung nach einfacheren, rechtssiche-

ren und schnelleren Ausschreibungen.
» Verfahren sollen so ausgestaltet werden, 

dass „auch kleine mittelständische Betrie-
be und lokale Handwerksbetriebe“ teilneh-
men können.

Handwerk
» Handwerk als Kulturgut schützen (S. 32): 

Einrichtung eines digitalen Archivs zum 
Handwerks-Erbe; Unterstützung traditio-
neller Handwerksbetriebe.

» Handwerksausbildung stärken (S. 33): För-
derung von Handwerksgesellen auf dem 
Weg zum Meister.

Ladenö�nungszeiten liberalisieren (S. 34)
» Reform des Ladenö�nungszeitengesetzes.
» Ö�nungsmöglichkeiten bis 24 Uhr.
» Erleichterung automatisierter 24-Stunden-

Geschä�e.

Energie
» Wiedereinstieg in die Kernenergie (S. 37) 

mit dem Ziel: „Strom günstig und zuver-
lässig erzeugen“.

­����������������
������
Im Wahlprogramm werden keine Erhöhungen 
von Steuern oder Abgaben, keine Einführung 
neuer Umlagen, keine zusätzlichen verp�ich-

tenden Abgaben für Unternehmen und keine 
gesetzlichen P�ichten mit ausdrücklich ge-
nannter �nanzieller Mehrbelastung für Unter-
nehmen vorgesehen.

Programmtitel: 
���������
��������������
Umfang: 110 Seiten

���������
��������������
������
�
Wirtscha� / Industrie
» „Wir GRÜNE wollen den Industriestand-

ort Rheinland-Pfalz sichern und nachhal-
tig weiterentwickeln. Dazu wollen wir vor 
allem mittelständische Unternehmen bei 
der grünen Transformation auch �nanziell 
aktiv unterstützen und klimafreundliche 
Investitionen ermöglichen.“ (S. 25–26)

» Unterstützung energieintensiver Prozes-
se durch „den Ausbau der Erneuerbaren 
Energien und die Umsetzung der Wasser-
sto�strategie des Landes“ (S. 26)

Kreislaufwirtscha� / Vergabe
» „Dafür stärken wir den Rezyklatanteil in 

ö�entlichen Vergaben, um innovative Un-
ternehmen zu stärken.“ (S. 26)

» Behörden und Kommunen sollen „Rezyk-
late bevorzugt einsetzen können“ (S. 26)

Digitale Wirtscha� / KMU
» „Unser Fokus liegt auf nachhaltigen und 

innovativen Förderprogrammen für grüne 
Startups und kleine und mittlere Unter-
nehmen (KMU), die digitale Lösungen für 
Klimaschutz, Kreislaufwirtscha� und so-
ziale Innovation bieten.“ (S. 28)

» Förderung digitaler Geschä�smodelle 
und Zukun�stechnologien in Vernetzung 
mit „Startups, etablierten Unternehmen, 
NGOs und Verwaltung“ (S. 27–28)

Gründungen / Startups
» Ausbau der „Gründungs- und Startup-

Förderung des Landes“ und Au�age einer 
„Startup-Strategie-RLP“ (S. 28)
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» Initiative für besseren Zugang zu Wagnis-
kapital unter Einbindung von Wirtscha�, 
Banken und Investor:innen (S. 28)

» Unterstützung von Gründungen „von 
Handwerker:innen, Kreativen und Tü�-
ler:innen“ auch „in der Fläche“; Ausbau 
passgenauer Beratung, einfacher Förder-
wege und bezahlbarer Räume (S. 28–29)

» Fortsetzung des „Aufstiegsbonus II“ und 
Förderung der ersten Gründung eines 
Handwerksbetriebs (S. 25)

» Einrichtung einer „Nachfolgezentrale“, um 
Betriebsinhaber:innen und Nachfolger:in-
nen besser zu vernetzen (S. 25)

» Planung langfristig laufender, mit Ausfall-
bürgscha�en hinterlegter Gründerkredite 
für Geschä�sgründungen und Unterneh-
menserweiterungen (S. 25)

Ausbildung / Fachkrä�e
» Aufwertung der dualen Ausbildung mit 

„wertschätzender Entlohnung“ und attrak-
tiven Rahmenbedingungen; Unterstützung 
durch Wohnungsangebote, vergünstigtes 
ÖPNV-Ticket und moderne Berufsbil-
dungsstätten (S. 26)

Haushalt / Investitionen
» Einrichtung eines „RLP-Zukun�sfonds“, 

der insbesondere Unternehmen beim kli-
maneutralen Umbau von Wertschöpfungs-
ketten unterstützen soll – u. a. durch „zins-
vergünstigte Kredite, Bürgscha�en oder 
Tilgungszuschüsse“ (S. 76–77)

Steuern / Steuerverwaltung
» Einsatz „für ein gerechteres Steuersystem“ 

auf Landes- und Bundesebene (S. 77)
» „Gerade große Vermögen sollten konse-

quenter zur Finanzierung gesellscha�li-
cher Aufgaben herangezogen werden.“ (S. 
77)

» Ausbau der Stellen im Außendienst, ins-
besondere in der Betriebsprüfung, um „bei 
allen Betrieben wirksam Steuerdelikte und 
Schwarzarbeit aufzudecken“ (S. 77)

­����������������
������
» Ausbau der Betriebsprüfung: „Wir wollen 

die Stellen im Außendienst besonders in 
der Betriebsprüfung ausbauen … Wir wol-
len genügend Kapazitäten erreichen, um 
bei allen Betrieben wirksam Steuerdelikte 
und Schwarzarbeit aufzudecken.“ (S. 77)

Weitere ausdrücklich benannte Steuererhö-
hungen, Abgabeneinführungen oder neuen 
�nanziellen Verp�ichtungen für Unternehmen 
werden im Wahlprogramm nicht konkret be-
nannt.

Programmtitel: 
�������������	���
������������
Umfang: 161 Seiten

���������
��������������
������
�
Wirtscha� / Mittelstand / Selbständigkeit
» „Selbstständigkeit ein Wert an sich ist, den 

wir dringend fördern müssen“ (S. 24)
» „der Mittelstand gestärkt wird, ihm 

Freiräume erö�net werden und er von 
Bürokratie entlastet wird“ (S. 24)

» „Unternehmerinnen und Unternehmer so-
wie die Unternehmen als solche mehr Frei-
heitsgrade benötigen“ (S. 24)

» „wir wollen ihnen mehr unternehmerische 
und betriebliche Freiheiten ermöglichen“ 
(S. 24)

Bürokratieabbau / Verwaltungsverfahren
» 57 Bürokratieabbaumaßnahmen umge-

setzt; u. a. „weniger Bauvorgaben, leichtere 
Vergabeverfahren, Generalunternehmer-



scha� und schnellere Genehmigungsver-
fahren“ (S. 124)

» Weitere „Konzentration und Beschleu-
nigung von Genehmigungsverfahren für 
ö�entliche und private Investitionen“ (S. 
124)

» Verbindliche Entscheidungsfristen; bei 
Fristablauf gilt Bauantrag als genehmigt (S. 
124)

» Erweiterung genehmigungsfreier Baumaß-
nahmen (S. 124)

» „Abbau oder Vereinfachung von Doku-
mentations- und Meldep�ichten sowie Re-
gelungen des Steuerrechts“ (S. 124)

» Nutzung vorhandener Verwaltungsregister 
zur Entlastung von Unternehmen (S. 124)

» „Gerade für Existenzgründerinnen und 
-gründer“ bürokratische Lasten abscha�en 
oder befristet aussetzen (S. 38)

Unternehmensgründung / Start-ups
» Ziel: Unternehmensgründung innerhalb 

von 24 Stunden (S. 33)
» Einrichtung einer zentralen Anlaufstelle 

(„One-Stop-Agency“) bei der Innovations-
agentur (S. 33)

» Weiterentwicklung von Beratungs- und 
Informationsangeboten für Unternehmen 
und Existenzgründer im vorwettbewerb-
lichen Bereich (S. 38)

» Gründungsstipendium „Start.in.RLP“ 
(1.000 Euro monatlich für zwölf Monate) 
(S. 32/33)

» Förderprogramm „startup innovativ“ (bis 
zu 100.000 Euro für zwölf Monate) (S. 

32/33)

Förderung / Finanzierung / Investitionen
» Digitalisierung aller rheinland-pfälzischen 

Förderprogramme gemeinsam mit den 
Kammern (S. 38)

» Steigerung der Geschwindigkeit und Ver-
einfachung der Abwicklung von Förder- 
und Unterstützungsmaßnahmen für Un-
ternehmen (S. 38)

» Fokussierung der Investitions- und Struk-
turbank auf klassische Instrumente der 
Unternehmensförderung (S. 38)

» Systematische und signi�kante Erhöhung 
der Investitionen in Innovation, Transfer 
und Gründungen (S. 32)

» Priorisierung von Investitionen aus 
Sondervermögen „Infrastruktur und 
Klimaneutralität“ ausschließlich für neue 
und zusätzliche Investitionen (S. 123)

KMU / Mittelstand
» Weiter gefasste KMU-De�nition für inten-

sivere Begleitung bei Innovations-, Erwei-
terungs- oder Ansiedlungsvorhaben (S. 38)

» Reduzierung von Berichtsp�ichten für 
KMU, insbesondere bei Meisterbetrieben 
(S. 38)

» Stärkung unternehmerischer Freiheit und 
Investitionsbereitscha� insbesondere für 
KMU (S. 124)

Steuern / Abgaben
» „Neue Belastungen in Form von Steuern 

und Abgaben wollen wir vermeiden“ (S. 
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124)
» Ziel: „spü rbare Steuerentlastungen“ (S. 

122)
» Erhö hung der Umsatzgrenze zur Anwen-

dung der Kleinunternehmerregelung (S. 
124)

Vergabe / ö� entliche Au� räge
» Erhö hung der Schwellenwerte fü r die Ver-

gabe ö � entlicher Au� rä ge (S. 46)
» Lockerung der Vergaberegelungen im 

Wiederau� au Ahrtal; Ü bertragung der Er-
fahrungen auf das ganze Land (S. 139/140)

Fachkrä� e / Ausbildung / Unternehmensnach-
folge
» Welcome Center Rheinland-Pfalz als An-

laufstelle fü r Fachkrä � eanwerbung (S. 26)
» Unterstü tzung von Betrieben bei Unter-

nehmensnachfolge (S. 26)
» Ausbau ü berbetrieblicher Lehrlingsunter-

weisung (S. 18/26)
» Jugendfö rderprogramm „Settle in RLP“ (S. 

18)

­����������������
������
Im vorliegenden Programm werden keine 
Erhö hungen von Steuern oder Abgaben, keine 
Einfü hrung neuer Umlagen, keine zusä tzlichen 
� nanziellen Verp� ichtungen fü r Unternehmen 
und keine Ausweitung bestehender � nanzieller 
Belastungen fü r Unternehmen ausgewiesen.
Im Gegenteil wird ausdrü cklich formuliert, 
dass „Neue Belastungen in Form von Steuern 
und Abgaben“ vermieden werden sollen (S. 
124).

Programmtitel: 
�������������������������
Umfang: 57 Seiten

���������
��������������
������
�
Arbeit und Wirtscha� 
» Tari� reue RLP 2.0: Ö� entliche Au� räge 

nur an Anbieter*innen, die geltende Ta-

rifverträge vollständig anwenden; digitale 
Nachweisp� ichten; Servicestelle mit Prüf-
quoten; Vertragsstrafen und Ausschluss bis 
zu drei Jahren bei Verstößen. (S. 25)

» Tarif-TÜV: Landesförderungen, Investi-
tionsbankprogramme und ö� entliche Be-
teiligungen nur an tarifgebundene Unter-
nehmen oder solche mit verbindlicher 
Tari� indung-Roadmap; Erleichterung der 
Allgemeinverbindlichkeitserklärung; Ver-
gabe-Bonus bei aktiver Mitbestimmung. 
(S. 25)

» Verbot von Outsourcing und dauerha� er 
Übertragung des Geschä� szwecks an Sub-
unternehmen insbesondere im Bereich 
prekärer Beschä� igung. (S. 26)

» Landeseigene Unternehmen gründen oder 
ausbauen (z. B. Wohnungsbaugesellscha� , 
ö� entlicher Energieversorger, IT-Dienst-
leister). (S. 26)

» Landesförderbank sozial ausrichten: ISB-
Förderungen an soziale, demokratische 
und ökologische Kriterien binden; För-
derung von Existenzgründungen mit Ge-
meinwohlbindung und betrieblicher Mit-
bestimmung. (S. 27)

» Kleine Unternehmen stärken: Ausbau von 
Förderprogrammen für kleine und mitt-
lere Unternehmen; Unterstützung von 
Betriebsübernahmen durch Beschä� igte; 
Unterstützung von Existenzgründungen. 
(S. 27)

» Mietendeckel für gewerbliche Räume in 
Innenstädten; Mitspracherecht der Städte 
bei Vermietung; Förderung lokalen Han-
dels. (S. 27)

» Strenge Klimavorgaben bei Wirtscha� s-
förderung: Ausschließliche Förderung für 
CO2-arme bzw. -senkende Technologien. 
(S. 39)

Vergabe und Förderbedingungen
» Ö� entliche Au� räge und Subventionen nur 

an tarifgebundene oder genossenscha� lich 
geführte Unternehmen mit Mitbestim-
mung; Landesvergabegesetz mit sozialen, 
ökologischen und tari� ichen P� ichtkrite-
rien. (S. 26)

» Fördermittel nur gegen Gemeinwohlbin-
dung: Kein Geld bei Verstoß gegen Tarif-
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treue oder Klimaziele. (S. 32)
» Transparenzp�icht für Beteiligungen: Be-

richtsp�ichten zu sozialen, ökologischen 
und tari�ichen Standards. (S. 26)

Ausbildung und Fachkrä�e
» Solidarische Ausbildungsumlage: Betriebe, 

die nicht ausbilden, müssen in einen Fonds 
einzahlen. (S. 20)

» Verp�ichtung von Unternehmen zur �-
nanziellen Beteiligung an Wohnheimplät-
zen für Auszubildende insbesondere im 
ländlichen Raum. (S. 20)

» Tari�iche Mindeststandards für Auszubil-
dende (100 % der tari�ich üblichen Ausbil-
dungsvergütung). (S. 20)

» Recht auf Bildungsurlaub auch in Betrie-
ben unter fünf Angestellten. (S. 22)

Steuern und Abgaben
» Gewerbesteuerp�icht ausweiten: Große 

Kanzleien, Praxen, Vermögensverwal-
ter*innen und Finanzkonzerne sollen wie 
andere Unternehmen beitragen. (S. 32)

» Steuerprivilegien streichen für Großgrund-
besitzer*innen, Immobilienkonzerne und 
Holdings. (S. 32)

Energie und Klimapolitik
» Landeseigene Energiegesellscha�: Bau und 

Betrieb eigener Wind- und Solarparks; 
Förderung von Energiegenossenscha�en. 
(S. 40)

» Solarp�icht auf Neubauten und ö�entli-
chen Gebäuden; Förderung für Privatleute 
und kleine Genossenscha�en. (S. 40)

» Klimavorbehalt in allen Landesgesetzen 
und -förderprogrammen. (S. 39)

Wohnen und gewerbliche Nutzung
» Förderung von Gewerbebauten mit Wohn-

raum (Mischbebauungen). (S. 7)
» Einführung eines Grund- und Boden-

fonds; Vergabe von Grundstücken über 
Erbpacht statt Verkauf. (S. 7)

» Leerstands- und Zweckentfremdungsstra-
fe. (S. 7)

Arbeitsrecht und Arbeitsschutz
» P�ichtmäßige Gefährdungsbeurteilungen 

einschließlich psychischer Belastungen 
unter verstärkter Landesaufsicht. (S. 26)

» Verbot von Outsourcing und dauerha�er 
Übertragung des Geschä�szwecks an Sub-
unternehmen. (S. 26)

­����������������
������
(Nur Maßnahmen mit ausdrücklich benannter 
Belastung, P�icht oder Ausweitung einer Ab-
gabe)
» Solidarische Ausbildungsumlage: Betriebe, 

die nicht ausbilden, müssen in einen Fonds 
einzahlen. (S. 20)

» Gewerbesteuerp�icht ausweiten auf gro-
ße Kanzleien, Praxen, Vermögensverwal-
ter*innen und Finanzkonzerne. (S. 32)

» Ö�entliche Au�räge nur bei vollständiger 
Tari�indung; bei Verstößen Vertragsstra-
fen und Ausschluss von Vergaben bis zu 
drei Jahren. (S. 25)

» Verp�ichtung von Unternehmen zur �-
nanziellen Beteiligung an Wohnheimplät-
zen für Auszubildende. (S. 20)

» Klimavorbehalt in allen Landesgesetzen 
und -förderprogrammen. (S. 39)

Programmtitel:
­������������������������������������¡�����
Umfang: 44 Seiten

���������
��������������
������
�
Gründung, Start-ups und Kleinunternehmen
» Einführung eines digitalen „RLP-Startkon-

to“ zur zentralen Abwicklung aller Grün-
dungsschritte; Gründung innerhalb von 48 
Stunden möglich (S. 17–18)

» Mikrokreditprogramm bis 50.000 € mit 
vereinfachten Sicherheiten (S. 18)

» Pauschalabzüge bei der Einnahmen-Über-
schuss-Rechnung; vereinfachte Buchfüh-
rung nach HGB für Kleinunternehmen; 
höhere Abschreibungsmöglichkeiten in 
den ersten drei Jahren durch verbesserte 



degressive AfA (S. 18)
» Landesweites Gründercoaching mit Netz-

werkzugang und Mentorenprogramm (S. 
18)

» Einführung eines RLP-Gründerstipendi-
ums sowie eines Rheinland-Pfalz-Co-In-
vest-Fonds (S. 18)

» Vollständig digitale Gründungsverwaltung 
(eAkte, ePayment, Status-Tracking) (S. 18)

Vergaberecht und ö�entliche Au�räge
» Anhebung der Direktau�ragsgrenze (frei-

händige Vergabe) auf 30.000 € netto unter 
Beachtung der EU-Schwellen (S. 18–19)

» Ö�entliche Au�räge sollen regional verge-
ben werden (S. 19)

» Au�eilung größerer Au�räge in Lose (S. 
19)

» Entlastete Vergaben unterhalb der EU-
Schwellen; Au�ragsvergabe in Teilab-
schnitten statt an einzelne Generalunter-
nehmer (S. 21)

Handwerk und Mittelstand
» „Praxis-Check Handwerk“ für jede neue 

Verordnung; Umsetzung „One-in-One-
out“ (S. 19)

» Alle relevanten Behördengänge für KMU 
bis 2027 durchgängig digital (S. 19)

» Vereinfachung von Förderprogrammen für 
Handwerk (S. 19)

» Erleichterung der kleinen Bauvorlagebe-
rechtigung für Meister (S. 19)

» Neuau�age des Digiboost-Förderpro-
gramms; Ausbau von Beratungsangeboten 
(S. 19–20)

Technologie, Innovation und Transfer
» Ausbau regionaler Transferzentren zur Ko-

operation zwischen Hochschulen und Un-
ternehmen (S. 20)

» Einführung von Digitalgutscheinen, Tech-
nologiemultiplikatoren und branchenspe-
zi�schen Innovationslotsen (S. 20)

» Modellregionen mit reduzierten bürokra-
tischen Hürden für technologische Erpro-
bung (S. 20)

» Ausbau von Transferzentren zur Überfüh-
rung von Forschung in marktfähige Pro-
dukte (S. 33)

Energiepolitik und energieintensive Betriebe
» Senkung von Steuern und Abgaben sowie 

faire Netzentgelte (S. 30)
» Landeseigene Entlastung für energieinten-

sive Betriebe (S. 30)
» Beschleunigung von Genehmigungsver-

fahren für Energieprojekte (S. 30)

Bürokratieabbau und Digitalisierung
» Digitale Verwaltung mit Online-Anträgen, 

digitaler Dokumentenabwicklung und KI-
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Am Wahltag 2026 haben Sie die Chan-
ce, die Zukun�  von Rheinland-Pfalz 
aktiv mitzugestalten und gerade für 
Soloselbständige sowie Inhaber klei-
ner und mittelständischer Unterneh-
men (KMU) ist diese Landtagswahl 
von entscheidender Bedeutung. Ihre 
Stimme beein� usst die wirtscha� lichen 
Rahmenbedingungen im Land: von 
Bürokratieabbau und Landesförder-
programmen über Bildung und Fach-
krä� esicherung bis hin zu Energiepoli-
tik, Digitalisierung und Infrastruktur.

Die Landespolitik legt fest, wie in-
vestitionsfreundlich Rheinland-Pfalz 
bleibt, wie praxisnah Gesetze ausge-
staltet werden und ob der Mittelstand 
gezielt gestärkt oder durch zusätz-
liche Vorgaben belastet wird. Gera-
de in einem Flächenland mit vielen 
inhabergeführten Betrieben werden 
die Weichen für Innovation, Wett-
bewerbsfähigkeit und unternehmeri-
sche Freiheit auf Landesebene gestellt.

Wer nicht wählt, überlässt anderen die 
Entscheidung über die Zukun�  unseres 
Mittelstands in Rheinland-Pfalz. Nut-
zen Sie Ihr Wahlrecht und setzen Sie 
ein Zeichen für eine wirtscha� sfreund-
liche, verlässliche und faire Politik!
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Einsatz (S. 4; S. 8; S. 26–27)
» Verbindlicher Bürokratie-Check für Digi-

talisierungsvorhaben (S. 26)
» Genehmigungsfristen und Genehmi-

gungs� ktion (S. 26)
» Flächendeckender Glasfaserausbau und 

5G/6G-Mobilfunk (S. 8; S. 31)

Landwirtscha� , Weinbau und landwirtscha� -
liche Betriebe
» Anerkennung landwirtscha� licher Nutz-

� ächen als Schutzgut im Raumordnungs-
recht (S. 22)

» Reduzierung von Kontroll- und Dokumen-
tationsp� ichten (S. 22)

» Stärkung regionaler Direktvermarktung (S. 
22)

» Aktives Wolfsmanagement mit regionalen 
Obergrenzen (S. 23)

» Anpassung von Düngevorgaben an Stand-
ortrealität; risikobasierte Zulassungsver-
fahren (S. 23)

EU-Regulierung und KMU
» Ablehnung der EU-„Greenwashing“-Richt-

linie wegen Belastung kleiner und mittlerer 
Unternehmen (S. 30; S. 35–36)

» Forderung nach verp� ichtendem KMU-
Check bei EU-Vorhaben (S. 37)

» Forderung nach „one in – one out“, ggf. 
„two out“ auf EU-Ebene (S. 37)
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Im Wahlprogramm werden keine ausdrücklich 
benannten Steuererhöhungen, zusätzlichen 
Abgaben, Umlagen oder gesetzlichen � nan-
ziellen Verp� ichtungen für Unternehmen oder 
Selbständige aufgeführt.
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